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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 
Drs. 14/9395 

zur Einführung Integrierter Leitstellen 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Schuster, 
Schmitt-Bussinger u.a. SPD 
Drs. 14/9764 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ein-
führung Integrierter Leitstellen 
(Drs. 14/9395) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Schuster, 
Schmitt-Bussinger u.a. SPD 
Drs. 14/9765 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ein-
führung Integrierter Leitstellen 
(Drs. 14/9395) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Schuster, 
Schmitt-Bussinger u.a. SPD 
Drs. 14/9766 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ein-
führung Integrierter Leitstellen 
(Drs. 14/9395) 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Schuster, 
Schmitt-Bussinger u.a. SPD 
Drs. 14/9767 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ein-
führung Integrierter Leitstellen 
(Drs. 14/9395) 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Schuster, 
Schmitt-Bussinger u.a. SPD 

Drs. 14/9768 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ein-
führung Integrierter Leitstellen 
(Drs. 14/9395) 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Schuster, 
Schmitt-Bussinger u.a. SPD 
Drs. 14/9769 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ein-
führung Integrierter Leitstellen 
(Drs. 14/9395) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g  

Berichterstatter zu 1: Kreuzer 
Mitberichterstatter zu 1: Schuster 
 
Berichterstatter zu 2-7: Schuster 
Mitberichterstatter zu 2-7: Kreuzer 
 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf und die Änderungsanträge 
wurden dem Ausschuss für Kommunale Fragen 
und Innere Sicherheit federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Sozial-, Gesundheits- und 
Familienpolitik, der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen und der Ausschuss für Wirt-
schaft, Verkehr und Technologie haben den Ge-
setzentwurf und die Änderungsanträge mitbera-
ten. Der Ausschuss für Kommunale Fragen und 
Innere Sicherheit hat sich in einer 2. Beratung 
mit dem Gesetzentwurf nochmals und mit den 
Änderungsanträgen erstmals befasst. 
Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und 
Parlamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die 
Änderungsanträge endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 89. Sitzung am 05. Juni 2002 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 
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3. Der Ausschuss für Sozial-, Gesundheits- und 
Familienpolitik hat den Gesetzentwurf und die 
Änderungsanträge in seiner 74. Sitzung am 27. 
Juni 2002 mitberaten. 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Aus-
schuss  e i n s t i m m i g  Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge in seiner 168. Sitzung am 03. Juli 2002 mit-
beraten. 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Aus-
schuss  mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Enthaltung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9764, 
14/9767 und 14/9769 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9765 
und 14/9766 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 14/9768 
hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie hat den Gesetzentwurf und die Än-
derungsanträge in seiner 75. Sitzung am 04. Juli 
2002 mitberaten. 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Aus-
schuss  e i n s t i m m i g  Zustimmung empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

6. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf in seiner 96. Sitzung am 10. Juli 2002 in einer 
2. Beratung behandelt und nunmehr  e i n s t i m -
m i g  Zustimmung empfohlen. 
Die Änderungsanträge wurden vom federführenden 
Ausschuss in seiner 96. Sitzung am 10. Juli 2002 
erstmals beraten. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9764, 
14/9765, 14/9767 und 14/9769 hat der Ausschuss 
mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrages Drs. 14/9766 
hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrages Drs. 14/9768 
hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis: 
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 B90 GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

7. Der Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und 
Parlamentsfragen hat den Gesetzentwurf und die 
Änderungsanträge in seiner 72. Sitzung am 11. 
Juli 2002 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfs hat der Aus-
schuss e i n s t i m m i g  Zustimmung empfohlen 
mit der Maßgabe, dass in § 4 als Datum des In-
Kraft-Tretens der "1. September 2002" eingesetzt 
wird. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 14/9764, 
14/9765, 14/9767, 14/9768 und 14/9769 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis 
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Zustimmung 
Ablehnung empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 14/9766 
hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis: 
  CSU: Ablehnung 
  SPD: Zustimmung 
  B90 GRÜ: Ablehnung 
Ablehnung empfohlen. 

Dr. Kempfler 
Vorsitzender 
 


